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VERFÜGUNG

vom 15. März 2007.

Zürich. Kantonaler Gestaltungsplan mit Umweltverträglichkeitspriifung „PJZ —

Polizei- und Justizzentrum Zürich“

Festsetzung (~ 2 PBG)

A. Ausgangslage

Die Kantonspolizei und die Organe der Strafverfolgung sind heute auf über 30 Standorte

mit Schwergewicht auf dem Areal der ehemaligen Kaseme in der Stadt Zürich verteilt. Die

vielen Standorte bedingen eine Vielzahl von Bewegungen der Mitarbeitenden und Akten-

transporte zwischen den verschiedenen Arbeitsstandorten. Die Effizienz und die öffent

liche Sicherheit werden dadurch beeinträchtigt. Zudem muss das provisorische Polizeige

fängnis auf dem Kasemenareal ersetzt werden. Die Kapazitäten für die Untersuchungs

und Sicherheitshaft müssen vergrössert werden. Im neuen Polizei- und Justizzentrum

Zürich (PJZ) sollen die Kantonspolizei und die Strafverfolgungsorgane der Justiz zusam

mengeflihrt werden, was zu Synergien ffihren wird. Die effiziente Zusammenarbeit von

Polizei und Justiz ist eine Voraussetzung flur eine erfolgreiche Kriminalitätsbekämpfung

und dient der allgemeinen Sicherheit.

Ani 7. Juli 2003 beschloss der Kantonsrat Zürich das Gesetz flur ein Polizei- und Justiz-

zentrum Zürich (PJZG, LS 551.4). Dieses wurde in der Vollcsabstiinmung vom 30. No

vember 2003 gutgeheissen. Der Regierungsrat setzte das Gesetz mit RRB Nr. 252/2004 auf

den 1. April 2004 in Kraft.

Im PJZ sollen die zentralen Abteilungen der Kantonspolizei und der Strafverfolgungs

behörden, polizeiliche Ausbildungseinrichtungen, das Polizeigef~ngnis und ein zweites

Bezirksgefangnis flur Zürich zusammengefasst werden. Gemäss Kaufvertrag vom 25. Ok

tober 2002. mit den Schweizerischen Bundesbahnen (SBB) erfolgt der Besitzesantritt für

das Güterbahnhofareal in zwei Schritten per 2007/2008. beziehungsweise 2012/2020. Für

den Landerwerb und die PJZ-Bauten wurde mit dem Gesetz ein Rahmenkredit von
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490 Mio. Franken gesprochen. Die fiir spätere Erweiterungen des PJZ vorgesehenen Areal-

teile sollen aus dem Finanzverinögen bebaut und vorübergehend für andere Nutzungen

verwendet werden.

Im kantonalen Richtplan ist das Areal als Siedlungsgebiet mit der Überlagerung als

Zentrumsgebiet von kantonaler Bedeutung bezeichnet. Der Kantonsrat hat mit Beschluss

vom 7. Juli 2003 das Areal des Güterbahnhofs im kantonalen Richtplan (Teilrichtplan für

öffentliche Bauten und Anlagen) als Standort für das PJZ bezeichnet.

Nach der rechtskräftigen Bau- und Zonenordnung der Stadt Zürich ist das Planungsgebiet

der Industriezone zugeteilt. Die Räume des ehemaligen Güterbahnhofs werden derzeit für

Lager- und Gewerberäume sowie flur Büros genutzt.

Für die Realisierung des PJZ ist ein Gestaltungsplan erforderlich. Gemäss § 84 Abs. 2

PBG setzt die Baudirektion Gestaltungspläne fest flur Bauten und Anlagen, welche im

kantonalen oder in einem regionalen Richtplan enthalten sind.

Grundlage für den vorliegenden Gestaltungsplan war ein Masterplän, dessen Betrachtungs

perimeter das eigentliche Güterbahnhofareal, die Anstösserparzellen sowie die angren

zenden Stadträume umfasst. Mit dem Masterplan wurde die zukünftige städtebauliche

Struktur des PJZ sowie des engeren Umfelds festgelegt. Grundlage für den Masterplan war

ein aus einem Konkurrenzverfahren hervorgegangener städtebaulicher Entwurf des Archi

tekturbtiros GigonlGuyer, Ziirich. Der Masterplan ist für die Stadt und für den Kanton

Leitlinie für die künftige Entwicklung der Bebauung zwischen Hardbrücke, Hardplatz,

Hohistrasse und Gleisfeld sowie flur den Ausbau der Strassen und Plätze.

Die Bauten des Güterbahnhofs sind im Inventar der schutzwürdigen Bauten von kommu

naler Bedeutung der Stadt Züi-ich enthalten. Das Bebauungskonzept des Masterplans be

ziehungsweise des Gestaltungsplans bedingt den Abbruch des Güterbahnhofs. Gemäss § 3

PJZG ist die Baudirektion flfr die Entlassung der Bauten des Güterbahnhofs aus dem

Inventar der schutzwürdigen Bauten zuständig. Mit Verfügung der Baudirektion vom

4. Mai 2005 wurde der Güterbahnhof nicht unter kantonairechtlichen Denkmalschutz

gestellt und aus dem Inventar entlassen unter der Bedingung, dass eine rechtskräftige Bau-

bewilligung erteilt wird. Auf einen Rekurs dagegen trat der Regierungsrat am 2. November

2005 nicht ein. Das Verwaltungsgericht wies eine Beschwerde gegen diesen Entscheid am

23. März 2006 vollumfänglich ab. Das Bundesgericht trat auf eine Verwaltungsgerichts

beschwerde mit Urteil vom 5. Oktober 2006 nicht ein. Gestützt auf die Ausführungen des
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Bundesgerichts hat zusätzlich zur rein kantonafrechtlichen Inventarentlassung eine

Abbruchbewilligung mittels Verfügung im Sinn von Art. 5 VwVG in Verbindung mit

Art. 2 ff. NHG zu erfolgen. Eine solche (bedingte) Abbruchbewilligung ist im Sinne des

raumplanungsrechtlichen Koordinationsgebots mit der Festsetzung des Gestaltungsplans

zu verknüpfen. Gemäss § 3 PJZG und § 84 Abs. 2 PBG ist hierfi~r die Baudirektion

zuständig.

B. Inhalt des Gestaltungsplans

Der Gestaltungsplan regelt im wesentlichen die Lage der zwei Baubereiche für die Hoch-

bauten des PJZ und des Strassenraums fUr die interne Erschliessung, den Bereich flur

Unter- und Überbauten, einen sogenannten Reservebereich, in dem auf künftige Ent

wicklungen in den südlich angrenzenden privaten Liegenschaften reagiert werden kann,

sowie die Bereiche fik die Zu- und Wegfahrt in Bezug auf das städtische Strassennetz.

Ausserdem regelt er die Nutzweise der Baubereiche und die Zahl und Bewirtschaftung der

Parkplätze.

C.Anhörung

Die Stadt Zürich nahm im Rahmen der Anhörung nach § 7 PBG mit Schreiben des Stadt

rats vom 21. Juni 2006 Stellung zum Gestaltungsplanentwurf. Die Anträge zum Gestal

tungsplan wurden soweit möglich berücksichtigt. Hinweise, welche das Bauprojekt be

treffen, wurden zur Kenntnis genommen. Nicht berücksichtigte Anträge sind nachfolgend

aufgeführt.

1. Anmerkungen zum Plan

Um einen gewissen Handlungsspielraum zu erhalten, wird beantragt, beim Baubereich II

die Strasse nicht im Plan einzutragen, sondern nur textlich zu erwähnen.

Die Planlegende hält fest, dass es sich lediglich um eine schematische Lage-Anordnung

dieser Unterteilung des Baubereichs II in mehrere Baufelder handelt.

Die Fusswegverbindung (im Plan blau bezeichnet) sei als Fuss- und Radweg violett zu

bezeichnen.

Die Verbindung ab der rückwärtigen Erschliessungsstrasse über das SBB-Gleisfeld be

findet sich vollständig ausserhalb des Perimeters des Gestaltungsplans, und sie steht auch

inhaltlich in keinem direkten Zusammenhang mit diesem Vorhaben. Sie ist deshalb als

Orientierungsinhalt eingetragen, weil sie später einmal an die rückwärtige Erschliessung

anknüpfen soll. Im kommunalen Verkehrsrichtplan ist die Verbindung zudem nur als
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Fusswegverbindung und nicht als Fuss- und Radwegverbindung vorgesehen. Mit dem

Richtplaneintrag ist die Verbindung genügend gesichert.

Auch im Reservebereich sei die Fuss- und Radwegverbindung sicherzustellen. Um einen

gewissen Handlungsspielraum zu erhalten, sei deshalb die Legende mit der Klammer-

bemerkung “ungefdhre Lage“ zu ergänzen.

Die Fuss- und Radwegverbindimgen innerhalb des Perimeters werden grundsätzlich durch

Art. 22 Abs. 2 sichergestellt. Mit der auf stadträtlichen Antrag hin vorgenommenen Rück

nahme des Baubereichs 1. ist die Durchgängigkeit auch zwischen Hohistrasse und interner

Hauptachse gewährleistet.

2. Anmerkungen zu den Vorschriften

Zu Art. 7: Im Baubereich II ist Wohnen zulässig. Um eine qualitativ gute Wohnnutzung

erreichen zu können, soll jedoch der Wohnanteil im gegebenen Fall 40% nicht unter

schreiten.

Im Baubereich II sind gemäss PJZ-Gesetz während der Zeit, in der dieser Teil nicht für das

PJZ benötigt wird, in erheblichem Mass Wohnnutzungen möglich. Allerdings ist es nicht

möglich, in den Vorschriften zum Gestaltungsplan einen verbindlichen Wohnanteil festzu

legen, da damit die spätere Nutzung dieses Bereichs flur die Zwecke des PJZ erschwert

oder sogar verunmöglicht würde.

In Art. 9 sei die Möglichkeit, später einmal den Baubereich 1 zu unterteilen, zu ermö

glichen statt explizit auszuschliessen. Dadurch solle im gegebenen Fall der Baubereich 1

besser an die Stadtstruktur angebunden werden.

Die Unterteilung des Baubereichs 1 widerspräche dem Masterpian Gigon!Guyer, der

bewusst eine Verschränkung der Baubereiche postuliert. Zudem ist eine Unterteilung — wie

im Masterpian-Verfabren getestet und verworfen — objektiv nicht mit den Anforderungen

der PJZ- Nutzung vereinbar.

Die in Art. 10 Abs. 2 erlaubte Anzahl von oberirdischen Verbindungsbauten zwischen den

Baubereichen 1 und II sei unter dem Vorbehalt von Art. 14 (besonders gute Gesamt-

wirkung) aufmaximal zwei Stück zu beschränken.

Eine Beschränkung auf eine fixe Anzahl ist deshalb nicht notwendig, weil in Art. 10

Abs. 2 die Zulässigkeit von Verbindungsbauten an die Bedingung “sofern die städte

bauliche Figur uneingeschränkt erhalten bleibt“ geknüpft ist.
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Ausgenommen bei Hochhäusern lässt das PB.G maximal 7 Vollgeschosse, 2 Dach-

geschosse unter Schrägdächern resp. 1 Dachgeschoss über Flachdächern sowie ein

anrechenbares Untergeschoss zu (~S‘ 49a Abs. 2. PBG). Diese Regelung gilt auch im

Gestaltungsplangebiet. Die Einschränkung gemäss der PBG-Regelung sei somit entweder

in die Vorschriften aufzunehmen, oder Art. 12 sei zu streichen, weil dann §‘ 49a Abs. 2

PBG automatisch Geltung erlange.

Die Gestaltungsplanvorschriften erlauben eine maximale Höhenkote von 432.70 m.ü.M.

(Baubereich 1) bzw. von 429.70 rn.ü.M. (Baubereich II). Bei einer Refereuzkote von

405.70 m.ü.M. ist somit im Baubereich 1 eine Gebäudehöhe von 27 m möglich. Gebäude

mit einer Höhe von mehr als 25 m gelten als Hochhäuser (~ 282 PBG). Bei einer generell

zulässigen Gebäudehöhe von mehr als 25 m sind die Beschränkungen gemäss § 49a Abs. 2

PBG aufgehoben. Wenn die Gebäudehöhe von 25 m überschritten wird, gelten keine Ge

schossbegrenzungen mehr. Die Bestimmung von § 49a Abs. 2 PBG gilt nur innerhalb der

Regelbauweise. Der Gestaltungsplan weicht von der Regelbauweise ab und schafft die

planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Realisierung des PJZ. Unterhalb der Liniite

von 25 m lässt sich bei den erforderlichen Geschosshöhen ohnehin nur die nach PBG

zulässige Anzahl Geschosse anordnen.

Es wird eine verbindliche Regelung von Art. 14 beantragt. Die Bestimmung sei dahin

gehend zu ändern, dass für den Baubereich II ein Architektur-Konkurrenzverfahren nach

den üblichen Regeln „durchzuführen ‘~ nicht nur „anzustreben ‘~ sei.

Die Formulierung stellt eine Absichtserklärung dar. Bewusst soll aber der Spiefraum für

andere qualitativ hoch stehende Verfahren (z.B. Investorenkonkurrenz) nicht verbaut

werden.

Zu Art. 15 wird beantragt, bei der Realisierung von Wohnnutzungen eine Fre~fläche von

30%festzulegen.

Das PJZ-Gesetz lässt die Festlegung eines Mindest-Wohnanteils nicht zu. Aufgrund der

Lage und den längerfristigen Nutzungsabsichten steht Wohnen im Baubereich II nicht im

Vordergrund. Die festgelegte Freiflächenziffer von 25% wurde im Masterplan als mach-

bare Grössenordnung ausgewiesen. Eine Vergrösserung der Freifläche aufgrund eines

konkreten Projekts ist nicht auszuschliessen. Der Kanton strebt zudem die Umsetzung des

Masterpians an, welcher den Zypressenplatz vorsieht. Mit dem Zypressenpiatz wird die

Freiflächenversorgung ganz wesentlich verbessert und das Quartier aufgewertet.

Art. 16 Abs. 1 sei dahingehend zu ergänzen, dass der Strassenraum mit hoher Auf

enthaltsqualität und Identität st~ftender Gestaltung so auszubilden ist, dass die Strasse
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„einen öffentlichen, städtischen Charakter“ aufweise. Einzelne der Nutzung des Strassen-

raums dienende Installationen und Kleinbauten von öffentlichem Interesse (beispielsweise

Unterstand, Reklamesäule usw.) seien zulässig.

In Abs. 2 - 4 seifestzulegen, „wann“ und,, durch wen “ die interne Hauptachse zu erstellen

sei. Dies gelte auch für die Pflanzung der Alleebäume an der internen Hauptachse und an

der Hohlstrasse.

Es wird beantragt, Art. 16 Abs. 3 durch folgende Formulierung zu ersetzen: Der Reserve-

bereich ist bis zu seiner späteren Neunutzung gestalterisch so aufzuwerten, dass eine gute

Gesamtwirkung entsteht. Ausserdem sollte festgelegt werden, durch wen die Aufwertung

des Reservebereichs erfolgen soll.

Der Antrag wird bezüglich der Gestaltung des Strassenraums berücksichtigt. Allerdings

kann der Strasseriraum, bedingt durch die Nutzung des PJZ, nur begrenzt einen „öffent

lichen, städtischen Charakter“ aufweisen. Die interne Hauptachse wird durch den Kanton

erstellt. Inhaltlich wird der Kanton die entsprechenden Hinweise in der Bauprojektierung

soweit berücksichtigen, dass einer späteren Übernahme der Privatstrassen durch die Stadt

keine unüberwindbaren Hindernisse entgegenstehen.

Die Aufwertung des Reservebereichs erfolgt ebenfalls durch den Kanton. Die Zuständig

keit muss deshalb nicht näher geregelt werden.

In Art. 21 sei zudem zu ergänzen, dass „Rampenbauwerke zur Erschliessung der Baufelder

(Tiefgarage) und unterirdischer Anlieferungen im Strassenraum nicht zulässig“ seien.

Der Antrag kann nicht berücksichtigt werden, da er flur die Projektierung zu einschränkend

ist. Die entsprechenden Bauwerke unterliegen jedoch den erhöhten Einordnungsanforde

rungen gemäss Art. 14 der Vorschriften.

Zu Art. 22 wird einerseits beantragt, die Verbindung zwischen interner Hauptachse und

Hardbrücke sei auch als Radwegverbindung zu bezeichnen. Andererseits sei zu präzisie

ren, dass alle Strassenräume dauernd für zu Fuss Gehende und Veto Fahrende offen zu

halten seien.

a) Bei der Verbindung interne Hauptachse — Hardbrücke handelt es sich gemäss Planungs

bericht Ziffer 5.4) explizit nur um eine Fusswegverbindung mit Treppe/Lift, während

die Veloroute auf die Hardbr(icke gemäss regionalem und kommünalem Verkehrsricht

plan via Hohistrasse flihrt.
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b) Eine dauernde, vollständige Offenhaltung aller Strassenräume kann nicht gewährleistet

werden, da diese unter Umständen als Bereitstellungsraum flur Einsätze der Polizei

vorübergehend gesperrt werden müssen.

Es wird sodann beantragt, es sei folgender Abs. 3 in Art. 22 aufzunehmen: „Die über

geordneten Achsen sind dinglich sicherzustellen.“

Die übergeordneten Achsen sind im regionalen Richtplan Verkehr un. im kommunalen

Verkehrsplan festgesetzt. Der regionale Richtplan ist mit der erfolgten Festsetzung durch

den Regierungsrat und der kommunale Richtplan mit der Genehmigung durch die Baudi

rektion auch flur den Kanton verbindlich. Darüber hinaus besteht kein Regehingsbedarf.

Aufgrund einer befürchteten Verschärfung der Verkehrssituation (Flankierende Massnah

men im Zusammenhang mit der Westumfahrung, FLA]vIA West, Baubereich III, höhere

Knotenauslastung) gegenüber den im Verkehrsgutachten getroffenen Annahmen wird

beantragt, in Art. 23 die Reduktionsfaktoren zur Berechnung der maximal zulässigen

Anzahl Autoabstellplätze für alle Nutzweisen auf 50% des errechneten Normalbedarfs zu

reduzieren.

a) Die neue verkehrliche Situation mit FLAMA West bildet die Grundlage des Verkehrs-

gutachtens. Die verwendeten Belastungszahlen für den Ausgangszustand (ohne Ent

wicklung auf dem Gestaltiingsplangebiet) stammen aus den Projektierungsarbeiten zu

‘FLAMA West. Sie beinhalten auch den Verkehr der Anstösserliegenschaften an der

Hohistrasse und jenen des „Kohlendreiecks“.

b) FLAMA West führt zu einer Kanalisierung des Verkehrs der Westtangente auf der

Achse Seebahnstrasse-Hohlstrasse. Während die Belastungen aus Richtung Altstetten/

Hardbritcke zunehmen, nehmen sie aus Richtung Sihlhölzli ab. Insgesamt ergibt sich

am massgeblichen Knoten Seebahn-/Hohlstrasse durch die Ausgleichung der Ströme

und den vorgesehenen Umbau des Knotens eine geringere Auslastung als im heutigen

Zustand.

c) Die bei der Berechnung der Verkehrserzeugung der künftigen Nutzungen auf dem

Gestaltungsplanareal getroffenen Annahmen sind gut belegt und plausibel. Zur Ab

schätzung der Verkehrserzeugung der PJZ-Nutzung wurde eine Verkehrszählung der

Kantonspolizei an ihren heutigen hauptsächlichen Standorten (Kaseme, Kripo-Ge

bäude) zu Grunde gelegt. Ftur 5 Aussenstandorte der Kapo sowie für die Standorte der

Staatsanwaltschaft wurde das Verkehrsaufkommen über die Erhebung der Parkplatz-

zahlen bestimmt. Das Verkehrsaufkommen der übrigen Nutzungen auf dem Gestal

tungsplanareal wurde einerseits über flächenspezifische Verkehrserzeugungswerte und
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Annahmen zum Modal Split (Aufteilung des Verkehrs auf die Verkehrsmittel); anderer

seits über die gemäss Gestaltungsplan zulässigen Arbeitsplätze und deren spezifischen

Verkehrspotentiale (gemäss Abbildung 20 im Planungsbericht nach Art. 47 RPV) er

rechnet.

d) Das Verkehrsaufkommen der Nutzungen auf dem Gestaltungsplangebiet während der

Abendspitzenstunde wurde über den Anteil der Abendspitzenstunde am durchschnitt

lichen Werktagsverkehr bestimmt. Obschon die erwähnte Zählung bei den heutigen

Nutzungen der Kapo flur die Stunde 17— 18 Uhr einen Anteil von 5,4% und die Zählung

des heutigen Verkehrsauficommens des Güterbahnhofareals einen Anteil von 7% er

gaben, wurde für alle Nutzungen auf dem Gestaltungsplangebiet sicherheitshalber mit

einem Anteil der Abendspitzenstunde von 9% gerechnet.

e) Die Zahl der Ausfahrten aus dem Gestaltungsplangebiet bleibt deutlich unterhalb der

Kapazitätsgrenze einer Minimalphase (minimale Grürizeit je Phase), mit welcher die

Ausfahrt in die Lichtsignalsteuerung an den beiden Anschlussknoten integriert ist. Die

Zufahrtsströme auf den massgeblichen Knoten Seebahn-/Hohistrasse erfahren durch den

Arealverkehr Zunahmen um maximal 5,5% (Hohlstrasse stadteinwärts) bzw. 1,5%

(stadtauswärts und Seebahnstrasse). Auch im Fall einer neuen verdichteten Überbauung

der Grundstücke entlang der Hohistrasse (Baubereich ffl gemäss Masterplan), welche

neu rttckwärtig und über die beiden Anschlussknoten des Gestaltungsplangebiets er

schlossen wäre, wird die Kapazität der Minimaiphase nicht ausgeschöpft.

f) Gemäss Parkplatzverordnung der Stadt Zürich vom 11. Dezember 1996 liegt das Pla

nungsgebiet im Gebiet C, flur welches ein Parkplatzangebot von maximal 70% des

Normalbedarfs zulässig ist. Minimal erforderlich sind 40% des Normalbedarfs. Unter

Abwägung der Nutzerbedürfnisse nach einer ausreichenden Auzahl Parkplätze auf der

einen und der Umweltvorsorge sowie der knappen Strassenkapazitäten .auf der anderen

Seite wurde im Gestaltungsplan das maximal zulässige Parkplatzangebot auf 55% des

Normalbedarfs festgesetzt, also bereits 15 Prozentpunkte unter dem ortsüblichen Maxi

malmass. Eine weitere Reduktion würde die Interessen der Nutzer nach .betriebstaug

lichen Rahmenbedingungen zu stark beschneiden.

Art. 25 Abs. 1 könne gestrichen werden, da die Lärmschutzverordnung (LSV) als über

geordnetes Recht ohnehin eingehalten werden muss.

Im vorliegenden Fall rechtfertigt die ausserordentlich schwierige Immissionssituation

einen entsprechenden Hinweis, damit frühzeitig besondere Überlegungen zu Gebäudekon

zeption und -konstruktion angestellt werden.
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3. Bericht nach Art. 47 RPV

Da der Perimeter des Gestaltungsplans nicht mehr wie ursprünglich vorgesehen den Be

reich zwischen Hohlstrasse und Gleisfeld, sondern nur noch die Parzelle des Güter

bahnhofs umfasse, sei die Neuordnung des Bereichs zwischen Hohlstrasse und interner

Achse in ferne Zukunft gerückt. Im Planungsbericht sei in einem eigenen Kapitel der

Zwischenstand Masterpian (vor Realisierung von Baubereich III und Zypressenplatz)

ausführlich zu beschreiben. Besondere Beachtung sei ‘dabei der Gestaltung des Aussen-

raumes zu schenken.

Mit der Beschränkung auf die Güterbahnhof-Parzelle ist die Neuordnung des Bereichs

zwischen Hohlstrasse und interner Hauptachse nicht in weite Ferne gerückt. Der Kanton

hat mehrfach bekräftigt, dass er in Kooperation mit der Stadt Zürich gewillt ist, den

Masterpian vollständig umzusetzen. Ein weiteres Kapitel im Planungsbericht macht aber

auch deshalb keinen Sinn, weil die Aussenraumgestaltung — soweit sie das Gestaltungs

plangebiet betrifft und überhaupt beeinflussbar ist — im Rahmen des Bauprojekts zu ent

wickeln ist.

D. Öffentliche Auflage, nicht berücksichtigte Einwendungen

Der Gestaltungsplan wurde im Zeitraum vom 28. April bis 26. Juni 2006 öffentlich auf

gelegt. Während dieser Auflagefrist gingen sechs Einwendungen ein. Einige Einwen

dungen zum Gestaltungsplan konnten berücksichtigt werden, indem Plan und Vorschriften

angepasst wurden. Über diese Einwendungen finden sich nachstehend keine Bemerkungen.

Die nicht berücksichtigten Einwendungen lassen sich in die Themen „Verfahren“, „Stand

ort“, „Städtebau“, „Umwelt“ und „Verkehr“ gliedern. Zu den nicht berücksichtigten Ein

wendungen wird gemäss § 7 Abs. 3 PBG wie folgt Stellung genommen:

1. Verfahren

Mehrere Einwender lehnen den Gestaltungspla‘n als Ganzes oder in Teilbereichen ab und

fordern eine Wiederholung des Verfahrens. Die ablehnende Haltung wird namentlich

damit begründet, dass Umweltverträglichkeitsbericht und Verkehrsgutachren schwer ver

ständlich seien und somit keine gesamthafte Beurteilung und Interessenabwägung zu

liessen.

Der Umweltverträglichkeitsbericht (UVB) wurde über den Perimeter des Masterplans

verfasst und geprüft. Da die Beschränkung auf den engeren Perimeter des Gestaltungsplans

auf die meisten Umweltbereiche keine qualitativen Auswirkungen hat, wurde nur flur jene

Bereiche, auf welche die Beschränkung voraussichtlich Auswirkungen haben wird, ein
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Ergän.zungsbericht erstellt. Dieses Vorgehen ist bei nachträglicher. Änderung von UVB

pflichtigen Vorhaben üblich.

In mehreren Einwendungen wird geltend gemacht, im Verkehrsgutachten würden die

verschiedenen Projekte im Umfeld nicht berücksichtigt.

•Die im IJVB definierten Beurteilungszustände berücksichtigen bis zum Vollausbau die

verschiedenen Projekte im Umfeld (z.B. FLAMA West) ausdrücklich. Später geplante

Vorhaben wie zum Beispiel ein neu gestalteter Hardplatz oder eine neue Hardbrücke

konnten aufgrund des Planungsstandes weder im Vei~kehrsgutachten ausgewiesen. noch im

TJVB berücksichtigt werden.

Eine Einwendung macht geltend, Lebens- und Wohnqualität sowie Umweltschutz hätten

höhere Priorität als nicht anpassbare Bauvorhaben.

Umwelt-, Lebens- und Wohnqualität sowie öffentliche Sicherheit haben keine eindeutig

zugewiesenen Prioritäten. Vielmehf sind sie gegeneinander abzuwägen und aufeinander

abzustimmen. Diese Interessenabwägung und Optimierung.fand im Rahmen der Planungs

verfahren (Richtplananpassung, UVP, Gestaltungsplan) auf mehreren Stufen statt. Die

Umweltauswirkungen des PJZ wurden dabei soweit minimiert, als dies betrieblich, tech

nisch und wirtschaftlich zumutbar war (z.B. Parkplatzzahl).

Eine Einwendung kritisiert die angeblich unvollständige Mitwirkung und fordert eine

öffentliche Anhörung der Quartierbewohner in Form eines Runden Tisches. Die Fest

Setzung des Gestaltungsplans solle zudem aufgrund der Interessenkumulation nicht durch

die Baudirektion, s ndern durch den Gesamtregierungsrat erfolgen.

Mit der gesetzlich vorgeschriebenen 60-tägigen öffentlichen Auflage bestand flur jeder

mann hinreichend Möglichkeit, Überlegungen und Einwände schriftlich anzubringen. Im

Rahmen der hiermit erfolgenden Festsetzung des Gestaltungsplans wird auch zu den nicht

berücksichtigten Einwendungen Stellung genommen.

Kantonale Gestaltungspläne sind nach § 84 Abs. 2 PBG durch die Baudirektion festzu

setzen; mit dieser Regelung nimmt der Gesetzgeber die beanstandete Tnteressenkumulation

in Kauf. Es besteht daher keine Veranlassung, im vorliegenden Fall von der gesetzlichen

Regelung abzuweichen.
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2. Standort

Eine Einwendung bringt vor, Standort, Art und Grösse des PJZ-Konzepts seien veraltet

und grundlegend zu überdenken. Die Konzentration an einem Ort widerspreche neueren

Sicherheitskonzepten aus dem Ausland (z.B. in New York). Zudem gebe es in der Stadt

Zürich besser geeignete Standorte als den Güterbahnhof wo das Areal für den aktuellen

Bedarfmassiv zu gross sei.

In den Jahren 2000 und 2001 wurde eine umfassende Standortevaluation vorgenommen.

25 mögliche Standorte in Zürich wurden auf ihre Eignung untersucht. Das Güterbahn

hofareal eignet sich aufgrund der massgeblichen Kriterien am besten flur die geplante

Nutzung. Für den Standort Güterbahnhof sprechen gerade auch die Flächenreserven,

welche einen späteren Ausbau erlauben. Verhältnisse in amerikanischen Grossstädten

können wegen der gauz anderen Dimensionen nicht zum Vergleich herangezogen werden.

Der Standort wurde mit der Annahme des PJZ-Gesetzes von den Stimmberechtigten

beschlossen und im kantonalen Richtplan festgesetzt. In~ vorliegenden Verfahren kann

deshalb auf diese Frage nicht mehr zurückgekommen werden.

3. Städtebau

In einer Einwendung wird der Gestaltungsplan abgelehnt, da er nicht dem Quartier-

charakter entspreche.

Das mit dem Masterplanverfahren betraute Begleitgremium, welches von anerkannten

Architekten und Städtebauem besetzt war, hat bewusst jenen Vorschlag ausgewählt, der —

trotz der Dichte als Zentrumsgebiet von kantonaler Bedeutung — mit angemessener

Gebäudehöhe und Biockrand-Strulctur am besten auf die Massstäblichkeit der bestehenden

Quartierstruktur Bezug nimmt.

In einer Einwendung wird der Einbezug des denkmalgeschützten Güterbahnhofgebäudes

in die Neuüberbauung gefordert.

Die Möglichkeit der Erhaltung des — zwar nicht unter Denkmalschutz stehenden, aber im

kommunalen Inventar aufgeflihrten — Gebäudekomplexes wurde im Rahmen der Master-

plan-Studien eingehend geprüft. Sie wurde verworfen, da mit dem Bau des PJZ höchstens

ein städtebaulich unbefriedigender Erhalt des denlcmalschützerisch weniger bedeutenden

Hauptgebäudes des Güterbahnhofs möglich gewesen wäre.

Eine Einwenclung lehnt den Gestaltungsplan grundsätzlich ab, da er — im. Gegensatz zur

für den Projektwettbewerb abgegebenen Entwurfsfassung — keinerlei städtebaulich-
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konzeptionelle Überlegung erkennen lasse und eine Vortäuschung falscher Tatsachen

darstelle.

Der Gestaltungsplan basiert vollumfänglich auf den konzeptionellen Vorgaben des Master-

plans GigonlGuyer. Mit der Festlegung eines Reservebereichs ist die nötige Flexibilität in

Bezug auf die benachbarten privaten Liegenschaften gewährleistet. Der Binbezug der

privaten Liegenschaften hätte gegen den vom PJZ-Gesetz gegebenen Rahmen verstossen.

Der Kanton wird im Rahmen seiner Möglichkeiten zur vollständigen Umsetzung des

Masterplans beitragen.

In der gleichen Einwendung wird geltend gemacht, der westliche Abschluss der internen

Hauptachse sei unbefriedigend, wenn der neue Hardplatz im Gestaltungsplan nicht

gesichert werde.

Der westliche Abschluss der internen Hauptachse kann erst dann befriedigend gelöst

werden, wenn der Hardplatz und die Hardbrücke neu gestaltet werden.~ Der Masterplan

geht davon aus, dass die Umgestaltung des Hardplatzes (mit einem Hochhaus) und der

Hardbrücke eine längerfristige Vision (d.h. nach 2025) darstellt. Die Realisierbarkeit dieser

Vision ist noch nicht geklärt. Die Umgestaltung der Hardbrücke und des Hardplatzes

können deshalb nicht Gegenstand des Gestaltungsplans sein.

Eine Einwendung verlangt, die interne Erschliessung müsse beidseitig von attraktiven

Nutzungen begleitet sein. Deshalb sei der Gestaltungsplan nochmals aufzulegen bzw. es

seien Vorschr~flen für den Reseri~‘ebereich zu erlassen.

Der Reservebereich soll gerade ermöglichen, dass eine Neuüberbauung der privaten

Anstösserparzellen an der Hohistrasse möglich wird und die attraktive Situation entlang

der Hauptachse beidseitig gewährleistet werden kann. Deshalb sind im Reservebereich

vorerst keine grösseren baulichen Investitionen zulässig, was in Art. 5 Abs. 4 der Ge

staltungsplanvorschriften geregelt wird. Gemäss Art. 16 Abs. 3 besteht zudem die Pflicht

zur provisorischen gestalterischen Aufwertung dieses Bereichs als Aussenraum. Im

Hinblick auf die Zweckbestimmung ist der Bereich hinreichend geregelt. Gründe, die eine

nochmalige Auflage erfordern würden, sind deshalb nicht zu erkennen.

Ein Einwender macht geltend, die vorgesehene Ausnützung von 2.5, die Gebäudehöhen

von 25 resp. 40 m und die Blockrandstruktur führten zwingend zu einem unwirtlichen

Mikroklima. Zudem wird unter diesem Aspekt das Wettbewerbs-Siegerprojekt kritisiert.

Die vorgesehene Ausnützung, die etwa einer Ausnützungsziffer von 2.5 entspricht, ist in

anderen gleisnahen Zentrumsgebieten (Maag-Areal, Stadtraum HR etc.) ebenso üblich wie
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die hier zugelassenen Gebäudehöhen. Angesichts der grosszügigen Dimensionierung und

Ausstattung der vorgesehenen Innenhöfe besteht keine Veranlassung zur Annahme, dass

die vorgesehene Bebauungsstruktur zwingend zu einem unwirtlichen Mikroklima führt.

Das aus dem Architekturwettbewerb hervorgegangene Ausfiibrungsprojekt ist nicht

Gegenstand des vorliegenden Verfahrens, weshalb auf diese Vorbringungen des Ein

wenders nicht näher eingegangen werden kann.

Es wird zudem geltend gemacht, auch aus wohn- und arbeitshygienischen Gründen dürfe

der Gestaltungsplan die Baulinien-, Mehrhöhenabstands- und Schattenwurf-Regelungen

des PBG nicht weg bedingen.

Die Bestimmung über die Mehrhöhenabstandsregehmg nach §~ 278 ff. PBG ist auf

Verkehrsbaulinien ausgerichtet. Die hier vorliegenden Baufelder bezeichnen im Vergleich

dazu grösstenteils überbreite Strassenräume, sodass die Aufhebung des Mehrhöhenab

stands auch wohn- und arbeitshygienisch gegenüber einem Regel-Quartierstrassenquer

schnitt keine Nachteile bringt.

Die Schattenwurfregelung für Hochhäuser nach §~ 282 ff. PBG ist im Gestaltungsplan

nicht aufhebbar. Art. 11 Abs. 3 der Vorschriften bestimmt vielmehr, dass Hochhäuser nur

im Rahmen von §~ 282 ff PBG zulässig sind.

In einer Einwendung wird geltend gemacht, die Parkierungsfläche vor dem Güterbahnhof

sei ein städtebaulich wichtiger Platz, welcher mangels besserer Masterplan-Lösung zu

erhalten sei.

Im Masterpian-Verfabren und nochmals in der Wettbewerbs-Überarbeitung wurden

Varianten mit einer Freifläche zum Seebahneinschnitt vom Begleitgremium bzw. der Jury

gründlich diskutiert. Keiner dieser „Seebahnplätze“ vermochte städtebaulich zu über

zeugen, da sie sich bei näherer Betrachtung immer als schlecht nutzbare Restflächen

erwiesen. Der Masterplan GigorilGuyer überzeugt insbesondere dadurch, dass er zum

Gleisfeld hin eine neue, vorgeschobene Stadtkante schafft.

4. Umwelt

In einer Einwendung wird gefordert, es seien genaue Feinstaubanalysen und Umweltprog

nosen zu erstellen.

Im Rahmen der UVB-Hauptuntersuchung wurden die projektbedingten Luftschadstoffbe

lastungen ausgewiesen. Dank verbessertem wärmetechnischem Standard und dem Einsatz
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von Erdgas als Energieträger bei der Heizung sowie der massiven Abnahme des Last

wagenverkehrs fällt die Bilanz der Luftschadstoffe NOx, PM1O und N~YfflC im Betriebs..

zustand positiv aus. Die Emissionsberechnungen basieren auf aktuellen Berechnungs

grundlagen und sind gemäss AWEL plausibel. Zusätzliche Analysen und Prognosen sind

deshalb nicht erforderlich.

Eine andere Einwendung verlangt, die Untersuchung über schützenswerte Biotope sei zu

aktualisieren, da diese gemäss seiner persönlichen Einschätzung weit umfangreicher sein

müssten.

I~m Rahmen der Hauptunters~ichung zum Umweltverträglichkeitsberjcht wurde neben dem

Beizug von aktuellen vorhandenen Daten (z.B. Resultate der Erfolgskontrolle Bahnhof-

areal 2004, SBB) von unabhängigen Naturschutz-Fachleuten eine Kartierung der gesamt-

schweizerisch gefährdeten und regional stark gefährdeten Tier- und Pflanzenarten im

gesamten Gestaltungsplan-Perimeter durchgeführt: Da die im UVB aufgezeigten be

stehenden Natur- und Landschaflswerte im Rahmen der Hauptuntersuchung oder erst kurz

davor erhoben wurden, besteht kein Anlass flur eine Aktualisierung.

Die gleiche Einwendung postuliert, die Parkplatzzahl innerhalb des Gestaltungsplange

biets sei — abgesehen von den 500 Dienst- und Schichtfahrzeug-Abstellplätzen — auf

praktisch null zu begrenzen oder allenfalls auf den Pflichtbedarf zu limitieren. Er

begründet dies mit der hohen Luftbelastung.

Der Einwender geht fälschlicherweise davon aus, die 500 Dienst- und Schichtfahrzeuge

seien in Verkehrsgutachten und UVP nicht enthalten. Die Zahl von maximal 1021 Park-

plätzen ist fllr den Vollausbau des ganzen Gestaltungsplangebiets zu verstehen. Die im

Gestaltungsplan vorgesehene Anzahl Parkplätze wurde — unter Berücksichtigung der

lokalen Luftsituation — von den zuständigen Fachstellen mit geringfügigen Anpassungen

als klar umweltverträglich beurteilt.

Ohne die Abstelipätze, welche über die 500 für betriebsnotwendige Fahrzeuge und

Schichtbetrieb bestimmten Absteliplätze hinausgehen, wären die Nutzungen auf dem

Gestaltungsplangebiet nicht betriebsfähig. Auch bei sehr guter Erschliessung mit öffent

lichen Verkehrsmitteln muss die Möglichkeit bestehen, einen Teil der Mobilität über den

motorisierten Individualverkehr abwickeln zu können. Dies gilt sowohl fllr das PJZ selbst

als auch flur die Nutzungen im Baubereich II.

Ge‘mäss Parkplatzverordnung der Stadt Zürich vom 11. Dezember 1996 liegt der Gestal

tungsplanperimeter in einem Gebiet, in dem ein minimaler Parkplatzbedarf im Umfang
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von 40% des Normalbedarfs vorgeschrieben ist. Das maximal zulässige Parkplatzangebot

beträgt 70% des Normalbedarfs. Die Festlegung des maximal zulässigen Parkplatzange

bots auf 40% des Normalbedarfs (Pflichtbedarf) vermag die Bedürfnisse der Nutzer nicht

abzudecken. Unter Abwägung der Nutzerbedürfnisse nach einer ausreichenden Anzahl

Parkplätze auf der einen und der Umweltvorsorge sowie der begrenzten Strassenkapa

zitäten auf der anderen Seite wurde im Gestaltungsplau das maximal zulässige Parkplatz-

angebot auf 55% des Normalbedarfs festgesetzt, also bereits 15 Prozentpunkte unter dem

ortsüblichen Maximalmass. Eine weitere Reduktion wt~rde die Interessen der Nutzer nach

betriebstauglichen Rabmenbedingungen zu stark beschneiden.

Die Festlegungen des Gestaltungsplans zu den Abstellplätzen entsprechen der Logik der

Parkplatzverordnung (PPV). Absteliplätze flur betriebsnotwendige Fahrzeuge sind gemäss

Art. 8 Abs. 1 PPV über die Anzahl der zulässigen Absteliplätze gemäss Art. 5 PPV hinaus

möglich. Die 500 Abstellplätze flur betriebsnotwendige Fahrzeuge, die dör Gestaltungsplan

zulässt, dienen ausschliesslich dem Betrieb des PJZ (Dienstfahrzeuge, Schichtbetrieb) und

decken den Bedarf nach Besucher- und Beschäftigtenparkplätzen nicht ab.

5. Verkehr

Eine Einwendung macht geltend, der Knoten Seebahnsträsse befinde sich bereits heute an

der Kapazitätsgrenze, werde durch die allgemeine Verkehrszunahme ohnehin überlastet

und al~fällige Restkapazitäten seien wenn schon für künftige Tramlinien zu reservieren.

Eventualiter sei deshalb die ganze Arealerschliessung grundsätzlich neu zu konzipieren.

Dem ist entgegenzuhalten, dass die allgemeine Verkehrszunahme bis 2020 im Verkehrs-

gutachten ebenso berücksichtigt ist wie die Massnahmen von FLAMA West, FLAMA

West flihrt zu einer Kanalisierung des Verkehrs der Westtangente auf der Achse Seebahn

strasse — Hohistrasse. Während die Belastungen aus Richtung Altstetten / Hardbrücke

sowie aus der Richtung Stadt zunehmen, nehmen sie aus der Richtung Sihlhölzli ab.

Insgesamt ergibt sich am massgeblichen Knoten Seebalin-/Hohistrasse durch die Aus-.

gleichung der Ströme und den Umbau des Knotens eine geringere Auslastung als im

heutigen Zustand: -

Die Zahl der Ausfahrten aus dem Gestaltungsplangebiet bleibt deutlich unterhalb der

Kapazitätsgrenze einer Minimaiphase, mit welcher die Ausfahrt in die Lichtsignal-

steuerung an den beiden Anschlussknoten integriert ist. Das VBZ-Linienkonzept sieht in

der Hohistrasse bis 2025 keine zusätzlichen Linien vor. Nach 2025 ist lediglich der Ersatz

der Trolleybuslinie 31 durch die Tramlinie 1 vorgesehen.
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Trotz hohem Belastungsniveau besteht deshalb kein Grund, die ganze Arealerschliessung

völlig neu zu konzipieren. Die Knotenleistungsfähigkeit ist gewährleistet.

Verschiedene Einwendungen fordern, zur Aufwertung der Hohlsfrasse sei zwischen Knoten

Seebahnstrasse und Hardbrücke entlang des Gleisfelds der sogenannte „ Bypass“ zu

erstellen, nochmals zu prüfen oder zumindest als Option offen zu halten.

Kanton und Stadt sind sich bewusst, dass eine Aufwertung der Hohlstrasse ifir Fussgänger

und Velofahrer unbedingt ar~gezeigt wäre. Der Platzbedarf fiu eine funktionale und

gestalterische Aufwertung bedingt allerdings — sowohl mit heutigem als auch mit redu

ziertem Verkehrsauflconimen — den Erwerb und Abbruch der ganzen Gebäudezeile nörd

lich der Hohistrasse. Dies erscheint zurzeit aus verschiedenen Gründen nicht zweckmässig.

Im PJZ-Areal selbst hält der Gestaltungsplan den entsprechenden Raum frei.

Die Machbarkeit eines rückwärtigen Bypasses wurde im Rahmen einer Zweckmässigkeits

beurteilung bereits eingehend geprüft. Sie stellte sich aus verschiedenen Gründen als die

deutlich schlechtere Lösung heraus als eine Aufwertung der Hohlstrasse zu einem Boule

vard. Die Hauptargumente gegen einen Bypass waren, dass keine zeitgerechte Bereit

stellung bis zur Inbetriebnahme der ersten Etappe des PJZ möglich wäre und der Bypass

als die teurere Lösung einen grossen Teil seiner Wirkung verlöre, wenn dereinst der

Waidhaldetminel realisiert würde. Der Waidhaldetunnel würde den grossräumigen Verkehr

in Richtung Sihlhölzli / City von der Hardbrücke auf die Achse Duttweilerbrü.cke — Hohl-

strasse verlagern. Zudem würde der Bypass zu massiven neuen Lärmbelastungen fuhren,

welche zur Nutzung des Gestaltungsplangebiets in Widerspruch stehen. Allenfalls ergäbe

sich daraus die Notwendigkeit, den Bypass „einzuhausen“, damit er politisch realisierbar

würde, was wiederum mit grossen Zusatzkosten verbunden wäre.

Knapp die Hälfte des Verkehrsauficommens würde auch mit einem Bypass auf der

Hohlstrasse verbleiben. Aus den Untersuchungen ergab sich deshalb, dass sowohl aus der

Sicht der Stadt als auch aus der Sicht des Kantons einer Aufwertung der Hohistrasse zum

Boulevard klar der Vorzug gegeben wird.

Verschiedene Einwendungen ziehen die Aussagekraft des Verkehrsgutachtens in Zwe~fel.

So wird argumentiert, die angrenzenden Wohngebiete seien vor zusätzlichen Verkehrsbe

lastungen zu verschonen und das PJZ- Projekt deshalb zu ändern. Auch sei die durch

FLAMA West entstehende Zusatzbelastung am Knoten Seebahnstrasse nicht ins Verkehrs-

gutachten eingeflossen bzw. das Verkehrsgutachten sei durch eine unabhängige Gut

achtergruppe nochmals neu zu erstellen.



Baudirektion
Kanton Zürich Seite 17

Auf die grundsätzliche Standortfrage des PJZ ist in diesem Verfahren nicht mehr einzu

gehen. Sie wurde. im Rahmen des PJZ- Gesetzes. und der damit verbundenen Anpassung

des kant. Richtplans abschliessend geklärt. Der Gestaltungsplan PJZ vermeidet zusätzliche

Verkehrsbelastungen und Verschlechterungen der Wohnqualität so gut als möglich, indem

er einerseits von einer im Vergleich zum Hardquartier stark reduzierten Anzahl zulässiger

Parkplätze ausgeht und andererseits diesen Verkehr nur über die beiden Knoten Seebahn

strasse und Hardbrücke einspeist.

Sämtliche Verkehrsüberlegungen von Gestaltungsplan und UVB basieren bereits auf dem

höheren Verkehrsauficommen nach Realisierung von FLAMA West. Dank der deutlich

über die städtische Parkplatz-Verordnung hinaüsgehenden Einschränkungen des Gestal

tungsplans vergrössert die Nutzung des PJZ-Areals die Verkehrsbelastung der Hohistrasse

nur geringfügig. Sie führt weder zu wahrnehmbaren Lärm-Mehrbelastungen, noch erfor

dert sie über die Optimierungen von FLAMA West hinaus weitergehende Massnahmen.

Das Gestaltungsplangebiet wird über zwei Knoten an die Hohlstrasse angeschlossen. Dies

ist die korrekte Ausgangslage für die Erschliessung, welche im Gestaltungsplan und im

UVB berücksichtigt ist. Erst die vollständige Umsetzung des Masterpians unter Einbezug

der Anstösserliegenschaften an der Hohistrasse (vgl. Abbildung 17 im Planungsbericht

nach Art. 47 RPV) wird zu einem späteren Zeitpunkt die Realisierung eines dritten An

schlusspunktes, des Knotens Zypressenstrasse, ermöglichen. Dieser dritte Anschlusspunkt

wird ausschliesslich der Vorfahrt des PJZ und der Erschliessung oberirdischer Besucher-

parkplätze dienen und mengenmässig eine untergeordnete Rolle spielen. Frühere Be

rechnungen, die unter Einbezug der Grundstücke entlang der Hohistrasse (gemäss Master-

plan im Baubereich ffl) durchgeführt wurden, berücksichtigten auch den Knoten Zypres

senstrasse. Auch diese kamen zum Schluss, dass die vorgesehene Erschliessung des

Gestaltungsplangebiets machbar sei.

Das Begehren nach einem neuen Verkehrsgutachten wird u.a. auch mit dem nun weg-

fallenden Knoten Zypressenstrasse begründet. Dieser wäre ohnehin nur für wenig Be

sucherverkehr vorgesehen. Das Verkehrsgutachten weist klar nach, dass die Verkehrser

schliessung über die Knoten Seebahnstrasse und Hardbrücke gewährleistet werden kann.

Eine Einwendung kritisiert, die zusätzlichen Lärmimmissionen durch Sirenen und schnell

fahrende Polizeiautös seien unzulänglich in die Betrachtung eingeflossen. Insbesondere

werden Wertminderungen für die eigene Liegenschaft befürchtet und Schadenersatzklagen

erwogen.
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Die Lärmimmissionen durch Notfalleinsätze wurden im UVB sehr wohl berücksichtigt,

sind aber von den Grenzwerten der Lärmschutzverordnun~ nicht erfasst. Gewisse

Störungen lassen sich nicht ausschliessen. Das Erschliessungskonzept wurde aber so

ausgelegt, dass die Notfallfahrten primär über die rückwärtige Erschliessung direkt auf die

Knoten Seebahnstrasse und Hardbr(icke erfolgen können und sie somit die Anstösser

liegenschaften an der Hohistrasse möglichst wenig tangieren.

Eine Einwendung verlangt, die Zahl der zugelassenen Parkplätze sei auf 55% des

Normalbedarfs zu reduzieren, und zwar ohne die 500 betriebsnotwendigen Dienst- und

Schichz~parkplätze. Denn die Parkplätze auf 55% zu reduzieren und anschliessend

500 Extra-PF dazu zu schlagen, grenze an „ umweltpolitische Mogelei “. Oder dann sei

festzustellen, dass mit der angestrebten Parkplatzzahl keine rechtsgenügende Erschlies

sung mehr möglich sei.

Auch nach städtischer Parkplatz-Verordnung werden Abstellplätze flur nachweislich be

triebsnotwendige Fahrzeuge separat. zu den frei verifigbaren Abstellplätzen addiert. Die

starke Abminderung des maximalen Reduktionsfaktors von 70% auf 55% wurde nach

einer Abwägung zwischen Nutzerbedürfnissen auf der einen und der Umweltvorsorge

sowie den knappen Strassenkapazitäten auf der andern Seite vorgenommen.

Die rechtsgenügende Erschliessung des Gestaltungsplangebiets wird durch das Verkehrs-

gutachten ebenso nachgewiesen, wie die Umweltverträglichkeit beurteilt und flur die

vorliegende Fassung des Gestaltungsplans vollumfänglich bestätigt wurde.

E. Abbruch des Güterbahnhofs

Gestützt auf § 3 PJZG wurden die Gebäuli.chkeiten des Güterbahnhofs bereits mit Ver

fligung der Baudirektion vom 4. Mai 2005 aus dem Inventar der schützenswerten Denk

mäler von kommunaler Bedeutung der Stadt Zürich entlassen. Nachdem das Bundesgericht

mit Entscheid vom 5. Oktober 2006 auf eine dagegen erhobene Verwaltungsgerichts

beschwerde letztinstanzlich nicht eintrat, erwuchsen die Jnventarentlassung und der

Verzicht auf kantonairechtliche Schutzmassnahmen formell in Rechtskraft:

Weil sich das Areal noch immer im Eigentum der Schweizerischen Bundesbahnen (SBB)

be6ndet, fällt dieses in den Anwendungsbereich des Bundesgesetzes über den Natur- und

Heimatschutz (NIIG) und braucht es flir den Abbruch eine Verffigung im Sinne von Art. 5

VWVG in Verbindung mit Art. 2 ff. NHG. Dabei sind im Wesentlichen dieselben

Interessen gegeneinander abzuwägen, die schon im Rahmen der Verfligung vom 4. Mai

2005 betreffend Inventarentlassung einander gegenüber standen. Damals wurden umfang-
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reiche Abklärungen getroffen und unter anderem ein Gutaähten der Kantonalen Denkmal

pflegekommission (KDK) eingeholt, welches den Güterbahnhof als Baudenktual von

überregionaler Bedeutung einstufle. Für zusätzliche Abklärungen, insbesondere für ein

Gutachten der Eidgenössischen Natur- und Heimatschutzkommission (ENIIK), besteht

keine Veranlassung, da die Gebäulichkeiten bis heute nicht rechtskräftig in einem Bundes-

inventar aufgenommen sind (vgl. Art. 5 f. NHG).

Dem öffentlichen Interesse an der zentralen und zeitgemässen Unterbringung der die

öffentliche Sicherheit gewährleistenden Verwaltungsbereiche Justiz und Polizei ist eine

überragende Bedeutung beizumessen. Der dringende Raumbedarf für Polizei, Strafver

folgungsbehörden sowie für Polizei- und Bezirksgefüngnis ist klar ausgewiesen. Die vor

Beginn der Planung durchgeführte Standortevaluation hat gezeigt, dass alternative Stand

orte von vergleichbarer Grösse nicht zur Verifigung stehen.

Das PJZ kann nur realisiert werden, wenn der ehemalige Güterbahnhof vollständig abge

brochen wird. Das Areal ist zu klein, um sowohl die Gebäude des Güterbahnhofs als auch

das PJZ aufzunehmen. Die bestehenden Bauten müssten infolge baupolizeilicher Vor

schriften derart verändert werden, dass die fihigrane Struktur kaum mehr ablesbar wäre. Bei

einem Teilabbmch des Kopfbaus wären die eisenbahngeschichtlich interessanten Säge

zahnhallen nur mehr schwer verständlich. Das Ensemble würde wesentlich beeinträchtigt

und der kulturelle Wert des Baudenkmals weitgehend zerstört. Die Erhaltu~ng bloss ein

zelner Gebäudeteile entspricht der heutigen Auffassung betreffend Denkmalschutz nicht.

Die SBB haben bereits mit Kaufvertrag vom 25. Oktober 2002 zum Ausdruck gebracht,

dass sie gegen einen Abbruch der Gebäulichkeiten grundsätzlich nichts einzuwenden

haben. Gleiches gilt für den Gesetzgeber, der mit der Annahme des PJZG den Abbruch

ebenfalls implizit gebilligt hat.

Demgemäss kann der Abbruch des ehemaligen Güterbahnhofs bewilligt werden. Die

Abbruchbewilligung ist an die Bedingung zu knüpfen, dass gestützt auf eine rechtskräffige

Baubewilligung die Baufreigabe flur das Polizei- und Justizzentrum auf dem Areal des

Güterbahnhofs erteilt wird. Der Entscheid über den Abbruch ist gemäss Art. 5 VwVG in

Verbindung mit Art. 2 ff. NHG und Art. 25a Abs. 4 RPG in diesem Planfestsetzungs

entscheid zu treffen und kann (wie der bereits rechtskräftig erfolgte Entscheid über die

Schutzwürdigkeit im Sinne von §~ 203 ff. PBG vom 4. Mai 2005) im Baubewilligungs

verfahren nicht mehr beurteilt werden. -

F. Zusammenfassung

Die Baudirektion hat die Stadt Zürich mit Schreiben vom 28. November 2006 über das

Ergebnis der Planauflage und über die in Aussicht genommene Behandlung der Ein-
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wendungen orientiert. Mit Zuschrift vom 15. Februar 2007 erklärte sich die Stadt damit

einverstanden und verzichtete auf eine Einigungsverhandlung nach § 84 Abs. 2 PBG.

Zusammenfassend ergibt sich, dass der Gestaltungsplan im Sinne des entsprechenden

Gesetzes vom 30. November 2003 in zweckmässiger Weise die planungsrechtlichen Vor

aussetzungen fifr die Realisierung des Polizei- und Justizzentrums schafft. Der Festsetzung

steht nichts entgegen.

Die Baudirektion v er fü g t:

1. Der kantonale Gestaltungsplan mit UVP „PJZ — Polizei- und Justizzentrum Zürich“

gemäss Plan Mst. 1:2000 und dazugehörigen Vorschriften, datiert vom 1. November

2006, wird festgesetzt.

II. Der Abbruch des Güterbahnhofs in Zürich 4 - Aussersihl, Kat.-Nr. 6760, bestehend

aus dem Güterexpeditionsgebäude Vers.-Nr. 2623 und den zwei Güterhallen Vers.

Nrn. 2643 und 2644, wird unter der Bedingung bewilligt, dass gestützt auf eine

rechtskräftige Baubewilligung die Baufreigabe flur das Polizei- und Justizzentrum

auf dem Areal Güterbahnhof erteilt wird.

ffl. Gegen diese Verfitgung kann innert 30 Tagen, von der öffentlichen Bekanntmachung

an gerechnet, beim Regierungsrat schriftlich Rekurs erhoben werden.

W. Die Vorlage steht ab Datum der Publikation während den ordentlichen Bürozeiten im

Amt flur Städtebau der Stadt Zürich, Amtshaus IV, Lindenhofstrasse 19, 8021 Zürich,

sowie beim Amt flur Raumordnung und Vermessung, Stampfenbachstrasse 12,

8090 Zürich (4. Stock, Anmeldung Büro 437) zur Einsichtnahme offen.

V. Dispositiv Ziffern 1 - IV werden gemäss § 6 PBG durch die Baudirektion öffentlich

bekannt gemacht.

VI. Mitteilung an den Stadtrat von Zürich (unter Beilage von vier Gestaltungsplänen),

die Kanzlei der Baurekurskommissionen (unter Beilage eines Gestaltungsplans), an

das kantonale Hochbauamt (unter Beilage von drei Gestaltungsplänen) sowie an das

Amt flur Raumordnung und Vermessung (unter Beilage von zwei Gestaltungsplänen).

ARV Amt für
Zürich, den 15. März 2007 ~~mOrdnung und Vermes8ung
060900/ObilZst FürdenA~~‘
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